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Übersicht

über landesrechtliche Zuständigkeitsregelungen auf Grund von § 1316 Abs. 1
Nr. 1 BGB

Baden-Württemberg Regierungspräsidium Tübingen
(V vom 16. 1. 2001, GBl. S. 2)

Bayern Regierung von Mittelfranken
(§ 22 der V vom 16. 6. 2015, GVBl. S. 184)

Berlin Bezirke
(§ 5 Abs. 2 i. V. m. § 4 Abs. 1 Satz 2 und § 3 des AZG

Brandenburg

Bremen

Hamburg

Hessen

Mecklenburg-
Vorpommern
Niedersachsen

Nordrhein-Westfalen

Rheinland-Pfalz

i. d. F. vom 22. 7. 1996, GVBl. S. 302)
Ministerium des Innern
(§ 18 des G vom 28. 7. 2000, GVBl. I S. 114) 
Standesamt Bremen-Mitte für Bezirk des Amtsgerichts 
Bremen, Standesamt Bremen-Nord für Bezirk des Amts-
gerichts Bremen-Blumenthal, Standesamt Bremerhaven 
für Bezirk des Amtsgerichts Bremerhaven
(V vom 7. 8. 2001, GBl. S. 261)
Bezirksämter
(Anordnung vom 1. 9. 1998, Amtlicher Anzeiger
S. 2450)
Regierungspräsidien
(V vom 22. 12. 1999, GVBl. 2000 I S. 26, zuletzt geändert 
durch Art. 3 der V vom 3. 11. 2014, GVBl. I S. 269) 
Landkreise und kreisfreie Städte
(G vom 10. 12. 1999, GVOBl. S. 632)
Landkreise, kreisfreie Städte und große selbständige 
Städte
(V vom 9. 10. 2024, GVBl. Nr. 86)
Bezirksregierung Köln für Regierungsbezirke Düssel-
dorf und Köln, Bezirksregierung Arnsberg
für Regierungsbezirke Arnsberg, Detmold und Münster 
(V vom 26. 5. 1998, GV. S. 211, i. d. F. der V vom
24. 6. 2008, GV. S. 517)
Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion
(V vom 3. 7. 1998, GVBl. S. 197, geändert durch G vom 
12. 10. 1999, GVBl. S. 325)



316 30a EGBGB Einführungsgesetz zum BGB
Art. 47 – 48

Drittes Kapitel. Angleichung; Wahl eines in einem anderen
Mitgliedstaat der Europäischen Union erworbenen Namens

Artikel 4733 Vor- und Familiennamen
(1) Hat eine Person nach einem anwendbaren ausländischen Recht einen Na-

men erworben und richtet sich ihr Name fortan nach deutschem Recht, so kann
sie durch Erklärung gegenüber dem Standesamt
1. aus dem Namen Vor- und Familiennamen bestimmen,
2. bei Fehlen von Vor- oder Familiennamen einen solchen Namen wählen,
3. Bestandteile des Namens ablegen, die das deutsche Recht nicht vorsieht,
4. die ursprüngliche Form eines nach dem Geschlecht oder dem Verwandt-

schaftsverhältnis abgewandelten Namens annehmen,
5. eine deutschsprachige Form ihres Vor- oder ihres Familiennamens anneh-

men; gibt es eine solche Form des Vornamens nicht, so kann sie neue Vorna-
men annehmen.

Ist der Name Ehename oder Lebenspartnerschaftsname, so kann die Erklärung
während des Bestehens der Ehe oder Lebenspartnerschaft nur von beiden Ehegat-
ten oder Lebenspartnern abgegeben werden.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Bildung eines Namens nach deutschem
Recht, wenn dieser von einem Namen abgeleitet werden soll, der nach einem
anwendbaren ausländischen Recht erworben worden ist.

(3) § 1617c des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt entsprechend.
(4) Die Erklärungen nach den Absätzen 1 und 2 müssen öffentlich beglaubigt

oder beurkundet werden, wenn sie nicht bei der Eheschließung oder bei der Be-
gründung der Lebenspartnerschaft gegenüber einem deutschen Standesamt ab-
gegeben werden.

Artikel 4834 Namenswahl
Unterliegt der Name einer Person deutschem Recht, so kann sie durch Erklärung
gegenüber dem Standesamt den Namen wählen, der in einem Mitgliedstaat der
Europäischen Union in ein Personenstandsregister eingetragen ist, wenn die Per-
son bei der Eintragung ihren gewöhnlichen Aufenthalt in diesem Mitgliedstaat
hatte oder wenn sie diesem Mitgliedstaat angehört, ungeachtet des Artikels 5
Absatz 1. Die Namenswahl wirkt zurück auf den Zeitpunkt der Eintragung in das
Personenstandsregister des anderen Mitgliedstaats, es sei denn, die Person er-
klärt ausdrücklich, dass die Namenswahl nur für die Zukunft wirken soll. Die
Erklärung muss öffentlich beglaubigt oder beurkundet werden. Artikel 47 Absatz 1
und 3 gilt entsprechend.

33 Art. 47 Abs. 1 und 4 m.W. v. 1. 11. 2013 geän-
dert durch Art. 6 des G vom 7. 5. 2013 (BGBl. I
S. 1122).

34 Art. 48 m.W. v. 1. 5. 2025 geändert durch
Art. 2 Nr. 3 des G vom 11. 6. 2024 (BGBl. 2024 I
Nr. 185).
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34 Art. 48 m.W. v. 1. 5. 2025 geändert durch
Art. 2 Nr. 3 des G vom 11. 6. 2024 (BGBl. 2024 I
Nr. 185).

Absatz 1. Die Namenswahl ist unzulässig, sofern sie mit wesentlichen Grundsät-
zen des deutschen Rechts unvereinbar ist. Die Namenswahl wirkt zurück auf den 
Zeitpunkt der Eintragung in das Personenstandsregister des anderen Mitglied-
staats, es sei denn, die Person erklärt ausdrücklich, dass die Namenswahl nur für 
die Zukunft wirken soll. Die Erklärung muss öffentlich beglaubigt oder beurkun-
det werden. Artikel 47 Absatz 1 und 3 gilt entsprechend. 


